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Sanierungsgebiet Kreyenbrück-Nord

Informationen zur 
Modernisierungsförderung

Übermorgenstadt Oldenburg.
Gut für Eigentümer.
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Herausgeber:
Stadt Oldenburg, Der Oberbürgermeister, Stadplanungsamt
Stand: August 2013
Allgemeine Anfragen an die Stadt Oldenburg bitte an das ServiceCenter, Telefon 0441 235-4444.

Wegen der leichteren Lesbarkeit wurde bei der Bezeichnung von Personen auf die Nennung beider Geschlechter 
verzichtet. In diesen Fällen sind immer weibliche und männliche Personen gemeint.



Liebe Mitbürger,

das Gebiet „Kreyenbrück-Nord“ wurde im Jahr 2009 in 
das Städtebauförderungsprogramm des Landes Nie-
dersachsen aufgenommen. Am 24.06.2013 hat der Rat 
der Stadt Oldenburg die Richtlinien für die Förderung 
von Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
im Sanierungsgebiet „Kreyenbrück-Nord“ als Teil der Rah-
menplanung beschlossen.

Mit der Förderung von Modernisierungsmaßnahmen 
möchte die Stadt Oldenburg Eigentümer dazu anregen, 
ihre Gebäude und das Wohnumfeld zu modernisieren 
sowie zur Verbesserung der Situation im Sanierungsge-
biet beizutragen.

In diesem Informationsblatt werden Erläuterungen zur 
Förderung gegeben und es wird dargestellt, wie das 
Antrags- und Bewilligungsverfahren abläuft.
Die Anforderungen an ein Modernisierungsgutachten 
sowie die Modernisierungsrichtlinie im Wortlaut der 
Beschlussfassung finden Sie ebenfalls auf den folgenden 
Seiten. 

Welche Schritte muss der 
Eigentümer unternehmen?

Architekt/Bauvorlageberechtigten aussuchen
Es ist erforderlich, dass Ihre Modernisierung von einem 
Architekten oder anderen Bauvorlageberechtigten ge-
mäß Nds. Bauordnung begleitet wird – von der Antrag-
stellung bis zur Abrechnung. Bitte entscheiden Sie sich 
daher zunächst, welcher Architekt/Bauvorlageberech-
tigte für Sie tätig werden soll.

Beratung
Bitte vereinbaren Sie dann einen Beratungstermin mit 
Elke Dannemann von der Stadt Oldenburg. An dem 
Termin sollte neben Ihnen auch der Architekt/Bauvor-
lageberechtigte teilnehmen. Bitte vergeben Sie noch 
keine Aufträge, die Kosten werden nachträglich nicht 
übernommen.

Modernisierungsgutachten
Zunächst wird ein Vertrag über die Erstellung eines Mo-
dernisierungsgutachtens zwischen Ihnen und der Stadt  
Oldenburg geschlossen; die Kosten für das Gutachten 
werden von der Stadt bis zur folgenden maximalen 
Höhe übernommen: 

•	 Einfamilienhäuser max. 1.000 Euro
•	 Mehrfamilienhäuser/Zeilengebäude max. 1.000 Euro 

je Eingang
•	 Mehrfamilienhäuser/„Punkthäuser“ max. 2.000 Euro
•	 gemischtgenutzte Gebäude max. 1.000 Euro und
•	 gemischtgenutzte „Punkthäuser“ max. 2.000 Euro 

Es ist Aufgabe des Bauvorlageberechtigten, das Moderni-
sierungsgutachten zu erstellen. Das Modernisierungs- 
gutachten hat folgenden Zweck: 

•	 die genauen baulichen Mängel herauszufinden
•	 die notwendigen Instandsetzungs- und Moderni-

sierungsmaßnahmen zu beschreiben
•	 bei Mietwohnungen: die Gestaltung der  

Freiflächen zu erläutern
•	 die erforderlichen Pläne zu erstellen
•	 die Kosten der Maßnahme zu schätzen
•	 den möglichen Einsatz anderer Fördermittel 

zu klären. 

Dabei sollten alle auf dem Grundstück befindlichen 
baulichen Anlagen berücksichtigt werden. Das Moderni-
sierungsgutachten ist der Stadt Oldenburg vorzulegen. 
Es bildet die Grundlage für die mit der Stadt abzuschlie-
ßende Modernisierungsvereinbarung.

Die Modernisierungsförderung kann sowohl für Mehrfamili-
enhäuser, als auch für Einfamilienhäuser beantragt werden.

Fotos: Stadt Oldenburg
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Anspruch auf andere Fördermittel prüfen

Der Eigentümer muss klären, ob er gegebenenfalls An-
spruch auf andere Fördermittel hat, da der Fördergeber 
verlangt, dass Städtebaufördermittel nachrangig einge-
setzt werden.

Zu nennen sind insbesondere:
•	 Wohnungsbaufördermittel (Darlehen); Ansprech-

partnerin: Birgit Blechschmidt, Stadt Oldenburg, 
Fachdienst Bauordnung und Denkmalschutz, Telefon 
0441 235-2587.

•	 Mittel der kfw/Energieeffizienzdarlehen.

Der mögliche Einsatz dieser Fördermittel ist im Zusam-
menhang des Modernisierungsgutachtens darzulegen. 
Die Höhe möglicher anderer Förderungen sollte vor 
Abschluss des Vertrages bekannt sein, diese Informati-
onen sollten der Stadt daher mit dem Modernisierungs-
gutachten vorgelegt werden. Verzichtet der Eigentümer 
auf den möglichen Einsatz vorrangig einzusetzender 
Fördermittel, werden die für die Städtebauförderung 
anzusetzenden Kosten entsprechend reduziert.

Maßnahmen abstimmen

Das Modernisierungsgutachten wird von der Stadt 
Oldenburg geprüft. Gegebenenfalls ist nach Vorlage des 
Modernisierungsgutachtens bei der Stadt eine weitere 
Abstimmung und Anpassung der Unterlagen erforder-
lich. 

Modernisierungsvereinbarung schließen

Auf Grundlage des Gutachtens und der Informationen 
über andere Fördermittel wird der Zuschuss ermittelt. 
Der Zuschuss bezieht sich auf die nicht durch andere 
Fördermittel gedeckten Kosten, es wird nach Abzug 
einer Pauschale für unterlassene Instandhaltung (10 %)  

•	 bis zu 20 % der anerkennungsfähigen Kosten als 
Zuschuss gewährt, der nicht verzinst und nicht zu-
rückgezahlt werden muss, wenn es sich um selbst-
genutzte Objekte handelt und

•	 bis zu 50 % der anerkennungsfähigen Kosten als Zu-
schuss gewährt, wenn es sich um Mietwohnungen 
handelt und die Miete nach Modernisierung 5,70 
Euro/m² netto kalt nicht übersteigt.

•	 In Einzelfällen ist eine Aussetzung der Kappungs-
grenze möglich. 

Die konkrete Ermittlung des Zuschusses erfolgt für 
jeden Einzelfall – bitte lassen Sie sich beraten.

Zwischen dem Eigentümer und der Stadt Oldenburg 
wird dann eine vertragliche Vereinbarung geschlossen, 
in der sich der Eigentümer zur Durchführung der Maß-
nahme und die Stadt zur Zahlung der Zuschüsse ver-
pflichten. Erst wenn die Modernisierungsvereinbarung 
geschlossen ist, kann mit der Maßnahme begonnen 
werden.

Ein Beispiel: Vorher - Nachher
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Umsetzung der Maßnahme

Die Maßnahme muss wie im Gutachten vorgesehen 
umgesetzt werden. Falls Sie Eigenleistungen ausführen, 
müssen diese in einem Bautagebuch dokumentiert und 
vom Bauvorlageberechtigten bestätigt werden (Eigen-
leistung nur durch Eigentümer laut Grundbuch sowie 
Ehepartner). Falls sich im Verlauf der Durchführung Än-
derungen ergeben, informieren Sie bitte vor Ausführung 
die Mitarbeiter der Sanierungsstelle der Stadt Oldenburg.

Abrechnung der Maßnahme

Nach Abschluss der Baumaßnahme reicht der von 
Ihnen beauftragte Architekt/Bauvorlageberechtigte 
die Schlussrechnung ein mit der Bestätigung, dass die 
Maßnahmen 
•	 sach- und fachgerecht ausgeführt 
•	 wie im Gutachten vorgesehen vollständig  

umgesetzt wurde und 
•	 sich alle Rechnungen auf diese Maßnahme  

beziehen, 
•	 sowie eine Bestätigung Ihrerseits über gegebenen-

falls erhaltene sonstige Fördermittel.  

Mit der Schlussrechnung wird gegenüber der Stadt der 
tatsächliche Kostenaufwand der Maßnahme nachgewie-
sen, der Grundlage für die Auszahlung der Fördermittel 
ist (der vorher vereinbarte Kostenrahmen kann allerdings 
nicht überschritten werden). 

Auszahlung der Fördermittel

Nach Prüfung der Schlussrechnung durch die Stadt Ol-
denburg erfolgt die Auszahlung des Zuschusses.

Steuerliche Förderung

Die Modernisierung von Gebäuden im Sanierungsgebiet 
ist steuerlich begünstigt. Wenn ein Eigentümer mit der 
Stadt eine Modernisierungsvereinbarung schließt, die 
für die Gewährung von Städtebaufördermitteln ohnehin 
notwendig ist, können die Modernisierungskosten ab-
züglich eventueller Zuschüsse erhöht abgesetzt werden. 

Bitte schließen Sie gegebenenfalls auch dann eine 
Modernisierungsvereinbarung mit der Stadt Olden-
burg, falls Sie keine Fördermittel in Anspruch nehmen, 
jedoch von der steuerlichen Förderung profitieren 
möchten!



Der Antrag auf Städtebauförderung einer 
Modernisierungsmaßnahme ist

 an die Stadt Oldenburg in 3-facher Ausfertigung
(Papier) sowie

 digital abzugeben.

Grundlage für die Ermittlung der Städtebauförderung ist 
ein Modernisierungsgutachten eines Bauvorlageberech-
tigten.

Anforderungen an ein Modernisierungs-
gutachten

Angaben zum Objekt	
 Adresse
 Lageplan M.: 1 : 1 000/M.: 1 : 500 

ggf. mit Außenanlagen
 Baujahr
 Baudenkmal/Bauzeichnungen aus der Bauakte
 Eigentümer/Bauherrschaft
 Architekt/Bauvorlageberechtigter
 Berechnung BGF und BRI Bestand/Planung
 ggf. bereits erfolgte bauliche Maßnahmen

(Modernisierung, Sanierung, Instandhaltung,  
Renovierung, Reparaturen)

1. Mängelliste
baulich (tragende Bauteile)
 gestalterisch
  funktional
 Außenanlagen
 ggf. Belege, z. B. Fotos (Fassaden, Bauschäden)
 Darstellung des Bestands: Grundrisse, Schnitte, 

Fassaden Baubeschreibung, Baugeschichte

2. Maßnahmenliste
entsprechend der Mängelliste
nach Bauteilen (DIN 276), nicht nach Gewerken
 ggf. Belege, z. B. Darstellung der Planung: Grundrisse,

Schnitte, Fassaden, Angaben zu Materialien, Nachweis 
Bestätigung zur Einhaltung der ENEV bei geförderten 
Bauteilen

 Darstellung der geplanten Gestaltung der 
Außenanlagen

 ggf. Begründung für die Durchführung von 
Teilmodernisierungen

3. Kostenschätzung
entsprechend der Maßnahmenliste
 
4. andere Fördermittel
 Im Zusammenhang der Antragstellung ist durch den

Eigentümer zu prüfen, ob Anspruch auf Wohnraum-
fördermittel besteht (Ansprechpartner: Wohnraumför-
derstelle der Stadt Oldenburg)

 Im Zusammenhang des Gutachtens ist darzustellen,
welche sonstigen Fördermittel - insbesondere Mittel 
der KfW bzw. das Energieeffizienzdarlehen – für die 
geplante Maßnahme in Anspruch genommen wer-
den können bzw. zu begründen, warum sie nicht in 
Anspruch genommen werden können

 Vorlage der jeweiligen Bewilligungsbescheide
  
5. Sonstige Angaben
 Miethöhe vor und nach Modernisierung
 Wohnfläche vor und nach Modernisierung
 
nach Fertigstellung

6. Abrechnung	entsprechend der Maßnahmenliste 
und Kostenschätzung des Modernisierungsgutachtens
 Bestätigung des baubegleitenden Architekten bzw.

Bauvorlageberechtigten (Gebäudehülle modernisiert 
gemäß Modernisierungsgutachten, Gebäudehülle an-
sonsten mängelfrei, Arbeiten sind sach- und fachge-
recht ausgeführt, sämtliche vorgelegte Rechnungen 
beziehen sich auf abzurechnende Modernisierungs-
maßnahmen, Vergaberecht wurde eingehalten).

 Bestätigung des Eigentümers, dass die Rechnungen
bezahlt wurden.



Modernisierungsrichtlinie in der 
Beschlussfassung des Rates vom 
24.06.2013
Richtlinie über die pauschale Förderung von Moderni-
sierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen nach § 164 
a Baugesetzbuch, für das Sanierungsgebiet Kreyen-
brück-Nord (Mod.-R.)

1. Die Stadt Oldenburg fördert im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet Kreyenbrück-Nord die Modernisierung 
und Instandsetzung nach Maßgabe des § 164 a Bauge-
setzbuch (BauGB) sowie Ziffer 55-60 der Städtebauförde-
rungsrichtlinien.

2. Gefördert werden können Modernisierungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen an Wohngebäuden, ge-
mischt genutzten baulichen Anlagen sowie ggf. Gemein-
bedarfseinrichtungen1. Ausschließlich gewerblich ge-
nutzte bauliche Anlagen können im Einzelfall gefördert 
werden, wenn sie von städtebaulicher Bedeutung sind.

3. Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Städteb-
aufördermitteln für Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen besteht nicht. Voraussetzung für eine 
Förderung ist die Übereinstimmung der zu fördernden 
Maßnahme mit den Zielen der Sanierung.

Mit der Durchführung der Maßnahmen darf erst nach 
Abschluss der Modernisierungsvereinbarung begonnen 
werden, soweit nicht durch die Stadt ein vorzeitiger 
Maßnahmebeginn auf Antrag des Eigentümers schrift-
lich bewilligt wurde.

4. Eine Förderung kommt infrage für
a) Modernisierung und Instandsetzung
wenn die förderungsfähigen Gesamtkosten minde-
stens 5.000 € je Wohnung betragen, jedoch nicht 
höher sind als vergleichbare Neubaukosten.

Ausgehend von den Zielen der Sanierung kann im 
Einzelfall von dieser Regelung abgewichen werden.

(1) Modernisierungs- und Instandsetzungsmaß-
nahmen kommen für Gebäude in Betracht, die bei der 
Durchführung der Sanierung erhalten bleiben sollen 
und nach ihrer inneren oder äußeren Beschaffenheit 
Missstände und Mängel im Sinne des § 177 BauGB auf-
weisen, deren Beseitigung oder Behebung durch eine 
Modernisierung und Instandsetzung möglich ist.                                                                                               

 

1 Die Klärung der Förderfähigkeit von Gemeinbedarfseinrich-
tungen bedarf der gesonderten Einzelfall prüfung

(2) Berücksichtigungsfähig sind Gebäude, bei denen 
noch ein verwertbarer Bestand zur Verfügung steht. 

Erforderlich ist eine umfassende Modernisierung und 
Instandsetzung der auf dem Grundstück befindlichen 
baulichen Anlagen/Außenflächen.

Die Restnutzungsdauer nach Modernisierung/Instand-
setzung soll in der Regel mindestens 30 Jahre betra-
gen.

Teilmodernisierungen sind möglich, sofern im Rah-
men der Modernisierung die gültige Energieeinspar-
verordnung (ENEV) sowie sonstige gültige Bestim-
mungen und Vorschriften eingehalten und gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse sichergestellt werden.

Eine Begründung für die Durchführung einer Teilmo-
dernisierung im Rahmen des Modernisierungsgutach-
tens ist erforderlich. Eine spätere erneute Förderung 
ist nicht möglich.

(3) Bei der Ermittlung der Modernisierungs-/Instand-
setzungskosten können grundsätzlich alle baulichen 
Maßnahmen berücksichtigt werden, die im Hinblick 
auf die Sanierungsziele notwendig sind, den aner-
kannten Regeln der Technik entsprechen und ortsüb-
lich sind. Auch bauliche Maßnahmen zur Verbesse-
rung der äußeren Gestaltung der Gebäude im
Sinne einer Stadtbildaufwertung sowie des Wohn-
umfeldes/Außenanlagen sind als Bestandteil einer 
umfassenden Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaßnahme anzusehen, soweit sie im Sinne der 
Sanierungsziele erforderlich sind.

(4) Modernisierung ist die Beseitigung von Missstän-
den durch bauliche Maßnahmen, die entsprechend 
den Sanierungszielen den Gebrauchswert von Gebäu-
den nachhaltig erhöhen, damit sie insbesondere den 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse entsprechen.

(5) Instandsetzung ist die Behebung von baulichen 
Mängeln durch Maßnahmen, die entsprechend den 
Sanierungszielen die bestimmungsmäßige Nutzung 
oder den städtebaulich gebotenen Zustand von Ge-
bäuden wiederherstellen.

(6) Maßnahmen der Instandsetzung, die durch die 
Beseitigung von Missständen verursacht werden, wer-
den der Modernisierung zugerechnet, reine Instand-
setzungsmaß- nahmen sind nicht förderfähig.

Für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen erfolgt 
ein pauschaler Abzug von 10 %.



(7) Die Kosten der Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaßnahme dürfen nicht mehr als die Kosten 
eines vergleichbaren Neubaus betragen.

b) Kleine Maßnahmen an Mehrfamilienhäusern (3 
Wohneinheiten und mehr)
Zur Verbesserung des Gebrauchswertes des Gebäudes 
oder einzelner Wohnungen und des Wohnumfeldes 
(z. B. Anbau/Erneuerung von Balkonen, Anlage von 
Terrassen/Gärten, Gestaltung von Gebäudevorbe-
reichen und Außenanlagen), wenn die förderfähigen 
Kosten mindestens 2.500 € betragen und der bauliche 
Zustand im Übrigen mängelfrei ist.
 
Für die Förderung der Außenanlagen ist eine Abstim-
mung der vorgesehenen Gestaltung mit den Bewoh-
ner des betroffenen Gebäudes und eine Gestaltung 
im Sinne der Interessen der Bewohner nachzuweisen 
bzw. gemeinsam mit dem Quartiermanagement 
durchzuführen.

c) Maßnahmen zur Erhöhung der Barrierefreiheit
Maßnahmen zu Erhöhung der Barrierefreiheit sind 
als Maßnahmen zu a) förderfähig oder als Einzelmaß-
nahme (sofern der bauliche Zustand im Übrigen män-
gelfrei ist), wenn die förderfähigen Kosten mindestens 
2.500 Euro betragen.

5. Erhält der Berechtigte im Zusammenhang der Moder-
nisierung von anderer Seite einen Zuschuss oder eine 
sonstige Förderung (auch: vergünstigtes Darlehen), so 
sind diese Zuwendungen auf die Förderung anzurech-
nen.

Die Anrechnung erfolgt bei einem
 Zuschuss durch Abzug des Zuschussbetrages von

den anerkennungsfähigen Kosten für die Städteb-
auförderung,

 vergünstigten Darlehen durch Abzug des ermittelten
Zinsvorteils von den anerken- nungsfähigen Kosten 
für die Städtebauförderung.

Andere Fördermittel sind zum Beispiel
  Darlehen und Zuschüsse der KfW
 Energieeffizienzdarlehen des Landes Niedersachsen
 Darlehen und Zuschüsse der Wohnungsbauförderung

6. Im Sanierungsgebiet Kreyenbrück-Nord sind die 
unter 5. genannten Mittel vorrangig einzusetzen; es ist 
in jedem Einzelfall durch den Eigentümer zu prüfen, ob 
Anspruch auf diese Mittel besteht.

Die Prüfung im Hinblick auf die Wohnraumförderung 
erfolgt durch den Eigentümer über die Wohnraumför-
derstelle der Stadt Oldenburg; die Prüfung im Hinblick 
auf die KfW -Mittel und das Energieeffizienzdarlehen ist 
Bestandteil des Modernisierungsgutachtens.

7. 
7.1 Die Förderung wird als pauschalierter von-Hundert-
Satz (Fördersatz) auf die vor der Modernisierung oder 
Instandsetzung in einem Modernisierungsgutachten 
veranschlagten und anerkannten Kosten (Bau- und 
Nebenkosten) der Maßnahme gewährt – abzüglich einer 
Minderung von 10 % für unterlassene Instandhaltung.

Der Fördersatz beträgt pauschal 20 %.
 
7.2 Um im Sinne der Sanierung „Soziale Stadt“ Mieterhö-
hungen als Folge von Modernisierungen zu begrenzen 
und somit die Verdrängung von Bewohnern als Folge 
von Modernisierungen zu vermeiden, ist eine über die 
Pauschalförderung von 20 % hinausgehende Förderung 
der unrentierlichen Kosten für die Modernisierung von 
Mietwohnungen möglich.

Voraussetzung hierfür ist die vertragliche Verpflichtung 
des Eigentümers, für die Dauer von 10 Jahren nach 
Abschluss der Modernisierungs-/Instandsetzungsmaß-
nahmen, die Mieten für Wohnräume (einschließlich 
zulässiger Mieterhöhungen) i.H.v. max. 5,70 €/qm zzgl. 
Betriebskosten nicht zu überschreiten.

Eine jährliche Anpassung der Miete in Höhe der vom 
Statistischen Bundesamt ermittelten Preissteigerungsra-
te/Inflationsrate ist vorbehaltlich der Zulässigkeit nach 
sonstigen gesetzlichen Bestimmungen möglich2.

In diesen Fällen erfolgt die Ermittlung des Kostener-
stattungs-/Förderbetrages als Einzelfallregelung auf der 
Grundlage des Jahresmehrertrags (Mehrertragsberech-
nung); der Zuschuss wird auf maximal 50 % begrenzt.

Zusätzlich wird eine Berechnung mit einer angenom-
menen Miete nach Modernisierung in Höhe von 6,00 €/
qm durchgeführt. Falls diese Berechnung ergibt, dass die 
Höhe des Zuschusses auch in diesem Fall 50 % erreicht, 
wird der Zuschuss gewährt, der sich nach Mehrertrags-
berechnung ergibt; in diesen Fällen wird die Förderung 
nicht bei 50 % gekappt.

Eine auf Mieterwunsch durchgeführte Modernisierung 
nach Abschluss einer geförderten Modernisierung ist 
möglich, auch wenn sie für den Einzelfall zu einer Über-
schreitung der Mietobergrenze nach Modernisierungs-
richtlinie (Mod.-R.) führt.

8. Voraussetzung für eine Förderung nach dieser Richtli-
nie ist das Modernisierungsgutachten eines Planvorlage-
berechtigten gem. Nds. Bauordnung (Architekt, Ingeni-
eur etc.).

2 Verbraucherpreise lt. stat. Bundesamt/Jahreswerte	



Das Gutachten ist durch einen vom Eigentümer be-
auftragten unabhängigen Planvorlageberechtigten zu 
erstellen (Haftung, Rechnungsstellung).

Baubetreuung und Abrechnung können durch den 
Eigentümer selbst erbracht werden, sofern die entspre-
chend Planvorlageberechtigung nachgewiesen wird. 
In diesen Fällen ist eine Berücksichtigung der hierfür 
anfallenden Kosten des Eigentümers bei der Ermittlung 
des Förderbetrages ausgeschlossen.

Das Gutachten muss
 die Darstellung der zu beseitigenden baulichen, 

funktionalen und gestalterischen Mängel an den 
baulichen Anlagen und Außenanlagen,

 die Darstellung der Maßnahmen zur Beseitigung 
dieser Mängel; (eine Beratung seitens der Energieleit-
stelle der Stadt Oldenburg wird angeboten),

 die Ermittlung der zu veranschlagenden Kosten für
die Beseitigung der Mängel sowie

 die modernisierungs- und instandsetzungsbedingten
Baunebenkosten, umfassen.

Das Modernisierungsgutachten muss in der Regel die 
Gesamtheit der baulichen Anlagen auf einem Grund-
stück umfassen und bestätigen, dass die nicht für Maß-
nahmen vorgesehenen baulichen Anlagen bzw. Bauteile 
mängelfrei sind.

Die Inhalte des Gutachtens müssen den Mindestanforde-
rungen gem. Anlage entsprechen und sind mit der Stadt 
Oldenburg abzustimmen.

Im Rahmen des Gutachtens sind die Nachweise über die 
Inanspruchnahme (bzw. nicht bestehende Ansprüche) 
anderer Fördermittel zu führen.

9. Die Kosten für die Erstellung des Modernisierungsgut-
achtens werden auf der Grundlage einer schriftlichen 
Vereinbarung dem Eigentümer von der Stadt bis zu einer 
Höhe von maximal

a.  Einfamilienhäuser  max. 1.000 Euro,
b.  für Mehrfamilienhäuser/Zeilengebäude max. 

1.000 Euro je Eingang und c.   für Mehrfamilien-
häuser/„Punkthäuser“ max. 2.000 Euro,

d.  gemischtgenutzte Gebäude max. 1.000 Euro,
e.  gemischtgenutzte „Punkthäuser“ max. 2.000 Euro,

netto zuzüglich gesetzlicher Mehrwertsteuer erstattet.

10. Die Förderung einer Modernisierungs- und Instand-
setzungsmaßnahme erfolgt auf der Grundlage einer Mo-
dernisierungsvereinbarung zwischen dem Eigentümer 
und der Stadt Oldenburg. Im Modernisierungsvertrag 
wird die maximale Höhe der Städtebauförderung festge-

setzt. Dieser Förderbetrag wird um die Förderbeträge aus 
anderen Förderungen (vgl. § 5) gemindert, sofern kein 
Negativbescheid bzw. nachweisliche Begründung für die 
Nicht-Inanspruchnahme vom Eigentümer beigebracht 
wird.

11. Eine Modernisierungsvereinbarung zwischen dem 
Eigentümer und der Stadt Oldenburg ist auch dann 
erforderlich, wenn der Eigentümer auf den Einsatz von 
öffentlichen Fördermitteln verzichtet, jedoch die erhöhte 
steuerliche Abschreibung von Modernisierungsinvestiti-
onen in Anspruch nehmen will.

Eine Beratung im Sinne des Steuerberatungsgesetzes 
findet durch die Stadt nicht statt.

12. Eine abschnittsweise Durchführung der Modernisie-
rung ist auf der Grundlage des Modernisierungsgutach-
tens für die Gesamtmaßnahme zulässig. Der Zeitrahmen 
für die abschnittsweise Durchführung wird in der Moder-
nisierungsvereinbarung festgelegt.
 
13. Die Maßnahme muss von einem Planvorlageberech-
tigten abgerechnet und als ordnungsgemäß ausgeführt 
bestätigt werden. Ergibt die Abrechnung der Maßnah-
me, dass die tatsächlichen Kosten geringer sind als 
veranschlagt, ist für die Festsetzung der Förderung der 
nachgewiesene Aufwand maßgebend.

Die für private Modernisierungsmaßnahmen im Sinne 
des § 177 BauGB jeweils geltenden Bestimmungen für 
Zuwendungen zur Projektförderung  sind zu beachten.

Dies gilt insbesondere für die Verpflichtung zur Beach-
tung der geltenden Bestimmungen bei der Vergabe 
öffentlich geförderter Bauvorhaben.

Hierzu zählen insbesondere die Verdingungsordnung 
für Bauleistungen (VOB), die Verdingungsordnung für 
Leistungen (VOL) und die Verdingungsordnung für frei-
berufliche Leistungen (VOF).

Näheres regelt die jeweilige Modernisierungsvereinba-
rung.

14. Eigenleistungen des Eigentümers werden mit einem 
Stundensatz von 10 € als förderfähig anerkannt. Bei der 
Abrechnung einer Maßnahme bedarf es der Bestätigung 
eines baubetreuenden Planvorlageberechtigten, dass die 
Leistungen tatsächlich und fachgerecht erbracht sind.

15. Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt auf der 
Grundlage der bei der Abrechnung der Maßnahme 
nachgewiesenen tatsächlich entstandenen Kosten, 
jedoch maximal bis zur Höhe des vereinbarten Förderbe-
trages.



Eine Teilauszahlung der Fördermittel in max. einer Teil-
zahlung und einer Schlussrechnung ist möglich,

  soweit mind. 50 % der Maßnahme umgesetzt wurde
und dies durch eine entsprechende Bestätigung des 
Baufortschritts vom Bauvorlageberechtigten bestätigt 
wird

und

  der Eigentümer schriftlich bestätigt, dass die 
zugrunde liegenden Rechnungen gezahlt wurden.

16. Für Maßnahmen nach 7.1 gilt: Die modernisierungsbe-
dingten  Mieterhöhungen regeln sich nach dem  Miet-
recht.  Ein Zuschuss aus Städtebaufördermitteln kann 
nur gewährt werden, wenn die Mieten nach der Mo- 
dernisierung die Mieten für vergleichbaren Wohnraum 
(Vergleichsmieten) nicht überschreiten.

Den Nachweis über die Höhe der Vergleichsmiete hat 
der Eigentümer zu führen. (Auf Anforderung durch die 
Stadt, z. B. drei Vergleichsmietverträge bzw. Gutachten).
 
Ausgehend von den Zielen der Sanierung kann im Ein-
zelfall von dieser Regelung abgewichen werden.

Die Regelungen für Maßnahmen nach 7.2 sind dort 
direkt benannt.

17. Ein Abweichen von den vorstehenden Regelungen 
ist möglich, wenn sich die Ziele der Sanierung auf dieser 
Grundlage nicht erreichen lassen; das gilt insbesondere 
unter Anwendung einer anderen Form der Ermittlung 
der Förderung.

18.
(1) Antragsberechtigt sind die Eigentümer bzw. Eigentü-
mergemeinschaften innerhalb des Geltungsbereichs der 
Sanierungssatzung „Kreyenbrück-Nord“ der Stadt Olden-
burg.

(2) Die Antragsstellung des Eigentümers erfolgt formlos 
bei der Stadt Oldenburg.

(3) Die Stadt behält sich vor, für die Antragsbearbeitung 
notwendige Unterlagen nachzufordern.

(4) Die Entscheidung über die Fördermittelvergabe und 
die Förderhöhe erfolgt per Einzelentscheidung durch die 
Stadt Oldenburg.

(5) Zu den konkreten Verfahrensschritten und Modali-
täten informiert die Sanierungsstelle der Stadt Olden-
burg.

(6) Die Mittelvergabe erfolgt nach Eingang der Anträge 
unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden 
Fördermittel gem. beschlossener Kosten- und Finanzie-
rungsplanung.

19. Sicherung der Zuwendung
Soweit dies notwendig und angemessen ist (z. B. bei 
Teilauszahlung von Fördermitteln vor Abschluss und 
Prüfung der Maßnahme), kann der Eigentümer ver-
pflichtet werden, die ihm gewährte Zuwendung durch 
Eintragung einer Grundschuld im Grundbuch an rang-
bereiter Stelle zugunsten der Stadt dinglich zu sichern. 
Die Grundschuld dient auch der Sicherung eines Rück-
forderungsanspruchs für die Dauer der Vertragsbindung, 
falls der Eigentümer das Gebäude nicht instand hält oder 
das Grundstück veräußert bzw. in sonstiger Weise eigen- 
tumsrechtlich überträgt, ohne den Begünstigten zu 
verpflichten, die ihm gegenüber der Gemeinde aufgrund 
der Modernisierungs-/Instandsetzungsvereinbarung ob-
liegenden Verpflichtungen zu übernehmen. Auch ohne 
dingliche Sicherung sind bei Eigentumsübertragung die 
Verpflichtungen aufzuerlegen.
 
20. Inkrafttreten
(1) Die Modernisierungsrichtlinie tritt mit der Beschluss-
fassung durch den Rat der Stadt Oldenburg
am 24.06.2013 in Kraft

(2) Nach zwei Jahren wird die Modernisierungsrichtlinie 
evaluiert.



Notizen



An wen kann ich mich bei 
Fragen wenden?

Stadt Oldenburg (Oldb)
Stadtplanungsamt
Elke Dannemann, Telefon 0441 235-2398
E-Mail: elke.dannemann@stadt-oldenburg.de

Sanierungsbeauftragter:
re.urban Stadterneuerungsgesellschaft mbH
Karen Strack, Telefon 0441 9717480
E-Mail: k.strack@reurban.de

Gefördert durch:


